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Die obige Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung bringt zur Förderung der Zonenrandgebiete 
bereits einen reichhaltigen Katalog von Hilfsmaßnahmen zur An- 
wendung. Diese Hilfsaktion ist von jeher auf das Ziel ausgerichtet, 
die durch die Zonengrenze entstandenen Standortnachteile auszu- 
gleichen, die Abwanderung von Betrieben zu vermeiden sowie die 
Ansiedlung neuer und die Ausweitung ansässiger Industriebetriebe 
zu unterstützen. Die diesem Zwecke dienende Hilfestellung der Bun- 
desregierung erstreckt sich auf allgemein fördernde Maßnahmen, 
wie steuerliche Vergünstigungen und Bevorzugung bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge, auf rein subventive Maßnahmen zum Aus- 
gleich der durch die wirtschaftliche Abschnürung entstandenen Zo- 
nengrenzschäden, wie Frachthilfen und Zinszuschüsse, und vor allem 
auf vielseitige Investitionen zur wirtschaftlichen Erschließung der 
Gebiete, zur Förderung der Berufsausbildung und zum Auf- und 
Ausbau gewerblicher Betriebe. Die Schaffung von etwa 400 000 zu- 
sätzlichen Arbeitsplätzen im Zonenrandgebiet innerhalb der letzten 
5 Jahre zeigt, daß die Bemühungen der Bundesregierung auch von 
Erfolg waren. Die Fortführung der genannten Hilfsmaßnahmen 
müßte deshalb — unterstützt durch die Tatsache, daß im Zonen- 
randgebiet teilweise noch Arbeitskräftereserven vorhanden sind — 
allein schon gute Voraussetzungen schaffen, um Industrieunterneh- 
mer zur Ansiedlung neuer Betriebe zu veranlassen. 

Trotzdem wird zur Zeit von der Bundesregierung geprüft, ob es 
möglich und zweckmäßig ist, die Ansiedlung neuer oder die Aus- 
weitung bereits ansässiger Betriebe in denjenigen Teilen des Zonen- 
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randgebietes, in denen noch weit überdurchschnittlidhe Arbeitslosig- 
keit herrscht, für ansiedlungswillige Unternehmer durch zusätzliche 
Maßnahmen attraktiv zu machen. In die Richtlinien für die Durch- 
führung des Regionalen Förderungsprogramms 1956 wird voraus- 
sichtlich noch eine Sondervergünstigung für die Schaffung zusätz- 
licher Arbeitsplätze in diesen Gebieten aufgenommen werden. Es ist 
vorgesehen, unter gewissen Voraussetzungen Kredite mit besonders 
günstigen Zinsbedingungen zu gewähren. 

Eine solche Förderungsmaßnahme ist ökonomisch zweckmäßiger als 
eine Erweiterung des Anwendungsbereichs der Zinszuschußaktion. 
Die Gewährung von Zinszuschüssen im Zonenrandgebiet und im 
Saargrenzgürtel wurde bewußt einer eng umgrenzten Zweckbestim- 
mung dienstbar gemacht und an ganz bestimmte Voraussetzungen 
gebunden. Sie soll den Betrieben im Zonenrandgebiet bzw. im Saar- 
grenzgürtel, die infolge grenzbedingter wirtschaftlicher Nachteile 
nicht in der Lage waren, notwendige Rationalisierungsmaßnahmen 
durchzuführen, das Nachholen derartiger Maßnahmen erleichtern 
und sie dadurch in den Stand setzen, ihre durch die politische Ent- 
wicklung geschmälerte Wettbewerbsfähigkeit wiederzuerlangen. Nur 
in diesem Rahmen lassen sich die Zinssubventionen gegenüber den 
außerhalb des Zonenrandgebietes liegenden Sanierungsgebieten 
rechtfertigen, die zum Teil hilfsbedürftiger sind als einige Gebiets- 
teile längs des „Eisernen Vorhangs“. 

Abgesehen davon sind Zinszusdhüsse nicht so sehr geeignet, die 
Neuansiedlung von Betrieben zu fördern. Die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze erfordert in der Regel Investitionen, die nur mit lang- 
fristigen Krediten durchgeführt werden können. Bankkredite mit 
so langen Laufzeiten, wie sie die Bundesregierung im Rahmen des 
Regionalen Förderungsprogramms bietet, werden auf dem Kapital- 
markt kaum zu erhalten sein. Es ist für einen ansiedlungswilligen 
Unternehmer deshalb zweckmäßiger, einen besonders zinsgünstigen 
langfristigen öffentlichen Kredit zu erhalten als einen mittelfristigen, 
für die ersten Jahre zinsverbilligten Bankkredit. 

Eine Aufhebung der Kreditrestriktionen in den wirtschaftlich unter- 
entwickelten Grenzgebieten steht nidit zur Diskussion. Sie wäre 
auch gar nicht durchführbar. Unter „Kreditrestriktionen“ werden 
im wesentlichen zwei ganz verschiedene Maßnahmen verstanden: 

1. Die Erhöhung des Diskontsatzes und die sich daraus ergebende 
Verteuerung des Kredites. 

2. Die Erhöhung der Mindestreservesätze der Kreditinstitute, d. h. 
der Pflichtguthaben bei der Notenbank, durch weldae die Liqui- 
dität der Banken und damit gleichzeitig auch der ihnen zur Ver- 
fügung stehende Spielraum zur Gewährung von Krediten an die 
Wirtschaft eingeengt wird. 
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Im Hinblick auf die enge Verknüpfung des gesamten Bank- und 
Sparkassensystems ist es unmöglich, den Diskontsatz und damit alle 
davon abhängigen Soll- und Habenzinsen in nahe beieinanderliegen- 
den Gebieten verschieden hoch festzusetzen. 

Eine Festsetzung günstigerer Mindestreservesätze für die unterent- 
wickelten Grenzgebiete wäre zwar denkbar, ist jedoch nur für Kre- 
ditinstitute anwendbar, die einen auf das Zonenrandgebiet begrenz- 
ten Geschäftsbereich haben (z. B. örtliche und Kreissparkassen). Da 
diese Institute aber im Wettbewerb mit den sonstigen Kreditbanken 
stehen, für die eine solche Regelung — weil Ihre Geschäftstätigkeit 
sich auf größere Bereiche erstreckt — nicht anwendbar ist, so würde 
darin eine ungerechtfertigte Bevorzugung der Regionalinstitute 
liegen. 

Aus den gleichen Gründen Ist eine großzügigere Handhabung der 
Rediskontkontingente der Kreditinstitute in den Notstandsgebieten 
nicht angebracht. 


In Vertretung 
Dr. Westrick 
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